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Die Mitbestimmung – darüber besteht kaum Zweifel – zählt gegenwärtig zu den 
etablierten und erfolgreichen Institutionen der deutschen industriellen Beziehungen. 
Im internationalen Vergleich wie im eigenen Land wird sie geschätzt für ihre Fähig-
keit, betriebliche Konflikte in die befriedete Bahn sachlicher Verhandlungen zu lei-
ten. Anders als ihr kränkelnder Bruder im dualen System, der Flächentarifvertrag, ist 
sie bislang in der Lage, den ökonomischen Strukturwandel kooperativ zu verarbeiten, 
und weder von Gewerkschafts- noch von Arbeitgeberseite wird sie derzeit ernsthaft 
in Frage gestellt: Wer hätte diese Leistungsfähigkeit vor dreißig Jahren zu prognosti-
zieren gewagt, in einer Zeit, in der die Mitbestimmung vielen als gesellschaftspoliti-
scher Hebel zur Sozialisierung der Wirtschaft galt und heftig umkämpft war? 
Angesichts dieser Erfolgsgeschichte mag das Anliegen des Rezensenten, die 
Mitbestimmungsforschung der späten neunziger Jahre unter die Lupe zu nehmen, als 
eine langweilige, mithin lästige Pflicht anmuten. Was, so könnte man fragen, sollte 
einen Forscher gegenwärtig dazu bewegen, sich auf einen Gegenstand einzulassen, 
der vor lauter Etabliertheit alles andere als spannende Probleme zu liefern scheint? 
Nicht einmal eine ordentliche Novellierung der Mitbestimmungsgesetze hat in den 
neunziger Jahren stattgefunden, die man zum Anlass hätte nehmen können, wie in 
den fünfziger oder siebziger Jahren Implementationsforschung zu betreiben. 
Nichts Neues also? Weit gefehlt. Betrachtet man allein den quantitativen Um-
fang der in den letzten fünf Jahren vorgelegten Studien, so scheint sich Erhebliches 
im Fach getan zu haben. Überraschenderweise ist es die Grundlagenforschung aus 
Soziologie, Betriebswirtschaftslehre und Ökonomik, auch unter Beteiligung von So-
zialpsychologie und Geschichtswissenschaft, die sich dem alten Thema Mitbestim-
mung erneut analytisch angenommen hat. Was diese neue Attraktivität inhaltlich 
ausmacht, lässt sich erahnen, wenn man sich einen ersten Überblick über die drei ak-
tuell verhandelten Problembereiche verschafft.1 
1. Mitbestimmung und Effizienz: Studien dieses Problembereichs gehen der Frage 
nach, welche Wirkung die institutionalisierte Mitbestimmung auf die ökonomi-
sche Performanz des Unternehmens hat. Vorgelegt wurden neben international 
vergleichenden Studien eine Reihe von ökonometrischen Arbeiten, die den Ein-
fluss der Mitbestimmung auf verschiedene einzelwirtschaftliche Kennziffern 
prüfen. 
2. Mitbestimmung und Demokratieverlust: Hierzu sind Arbeiten erschienen, die 
den gegenwärtigen makroökonomischen und betrieblichen Strukturwandel als 
Auslöser einer Aushöhlung der Mitbestimmung interpretieren. Auf dieser Basis 
werden verschiedene Vorschläge zur Reform der Mitbestimmung diskutiert, die 
auch in Zukunft ein Mindestmaß an Wirtschaftsdemokratie gewährleisten sollen. 
3. Varianz des Mitbestimmungshandelns: Quer zu den ersten beiden Problemberei-
chen widmen sich diese Studien der Frage, wieso sich trotz eines national ein-
                                                          
1  Untersuchungen zur Mitbestimmung auf europäischer Ebene werde ich im Folgenden außer 
Acht lassen. 
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heitlichen Mitbestimmungsrechts verschiedene Typen von Verhandlungssyste-
men in quasi benachbarten Betrieben herausbilden. 
Wir sehen also, dass – mit Ausnahme des dritten Problembereichs – das Ver-
hältnis von Ökonomie und Mitbestimmung einen besonderen Stellenwert im Fach 
einnimmt. Anders als früher wird dieses Feld jedoch nicht allein durch die Wirt-
schaftswissenschaften bestellt. Gerade von Seiten der Soziologie wird der anhaltende 
sozioökonomische Wandel zum Anlass genommen, um die Auswirkungen von Glo-
balisierung und Dezentralisierung auf die Funktionsfähigkeit der Mitbestimmung ab-
zuschätzen. 
So nimmt es auch nicht Wunder, wenn die traditionell ohnehin multidisziplinär 
organisierte Mitbestimmungsforschung in ihren Fragestellungen weiter zusammen-
rückt. Ob dieser Trend zur Annäherung vor allem zwischen ökonomischen und sozio-
logischen Fachvertretern jedoch auch zu verbesserten Erkenntnissen in der Mitbe-
stimmungsforschung führt, soll im Vordergrund dieser Besprechung verhandelt wer-
den. Dabei möchte ich die These vorwegnehmen, dass die Qualität der neueren Bei-
träge eine weitergehende Überschreitung der Fächergrenzen nahe legt. Dies deshalb, 
weil die Mittel des einzelwissenschaftlichen Forschens an Erkenntnisgrenzen zu sto-
ßen scheinen, die durch Integration von Theorien und Methoden aus den benachbar-
ten Fächern überwunden werden könnten. Wo diese Erkenntnisgrenzen konkret be-
stehen, wie eine interdisziplinäre Zusammenarbeit in der Mitbestimmungsforschung 
aussehen könnte, und warum man dabei „der Organisationsforschung eine Chance“ 
geben sollte, wollen wir auf den folgenden Seiten zu erörtern. 
1.  Mitbestimmung und Effizienz 
Folgt man der herrschenden wirtschaftswissenschaftlichen Lehrmeinung, so stel-
len gesetzlich institutionalisierte Mitbestimmungsregeln ein im Kapitalismus system-
fremdes sowie effizienzminderndes Element dar. Systemfremd, weil diese die Freiheit 
des Kapitaleinsatzes beschränken und damit beispielsweise die Reaktionsgeschwin-
digkeit des Unternehmens auf dem Markt verlangsamen, zum Beispiel aufgrund von 
erzwungenen Konsultationen eines Mitbestimmungsgremiums. Und als effizienzmin-
dernd gilt die Mitbestimmung, weil sie die ökonomische Performanz des Unterneh-
mens negativ beeinflusst, direkt etwa mittels Abschöpfung von Quasi-Renten durch 
die Beschäftigten oder indirekt infolge der Verhinderung von Innovationen oder Per-
sonalentlassungen. 
Dieser ökonomietheoretischen Skepsis scheinen wir es unter anderem zu ver-
danken, dass die arbeitgebernahe Bertelsmann-Stiftung und die gewerkschaftliche 
Hans-Böckler-Stiftung eine gemeinsame Kommission ins Leben gerufen haben, um 
die Auswirkungen der Mitbestimmung auf die Leistungsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft abzuschätzen. Unter wissenschaftlicher Leitung des Kölner Soziologen W. 
Streeck sind zum Teil umfassende Expertisen angefertigt worden, die 1999 in zwei 
Sammelbänden vorlegt wurden. Werfen wir also einen Blick in den ersten, von B. 
Frick, N. Kluge und W. Streeck verantworteten Band über „Die wirtschaftlichen Fol-
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gen der Mitbestimmung“, so fällt zunächst die methodische und transaktionskosten-
theoretische Konformität der überwiegend von Betriebs- und Volkswirten verfassten 
Beiträge ins Auge. Neben einem Beitrag von J. Sydow zur Aushöhlung der Mitbe-
stimmung in Unternehmensnetzwerken und einem von H. Weitbrecht und S. Mehr-
wald verfassten Aufsatz zur Verträglichkeit von moderner Personalpolitik und Mitbe-
stimmung widmen sich gleich vier Expertisen der Frage, welche Effekte die Mitbe-
stimmung auf Produktivität, Gewinnverteilung und Beschäftigung im Betrieb hat. 
Dabei preschen A. Dilger, B. Frick und G. Speckbacher zunächst mit der These vor, 
dass die institutionalisierte Mitbestimmung die unternehmerische Effizienz nicht ver-
ringern, sondern sogar erhöhen würde. Begründet wird dies damit, dass der zwischen 
Beschäftigtem und Unternehmen geschlossene Arbeitsvertrag nicht geeignet sei, das 
Lohn-Leistungs-Verhältnis präzise vorherzubestimmen. In der Folge versuchen beide 
Vertragsparteien, sich den der jeweils anderen Seite zustehenden Anteil am Koopera-
tionsgewinn – die „Quasi-Rente“ – anzueignen. Davon könne besonders die Unter-
nehmensleitung Gebrauch machen, da nur sie den wahren Unternehmenswert kenne. 
In der Folge nehme die Neigung der Beschäftigten ab, Investitionen in ihr „Human-
kapital“ zu tätigen, weil sich diese Aufwendungen aufgrund der einseitigen Abschöp-
fung der Quasi-Rente durch das Unternehmen nicht mehr amortisieren. Außerdem 
steige die Personalfluktuation, da die Beschäftigten versuchen, sich die ihnen vorent-
haltene Quasi-Rente anderen Orts zu verdienen. Problematisch ist dabei, dass beide 
Effekte langfristig die Effizienz der Unternehmung senken. Unter der Bedingung von 
Mitbestimmung, so das zentrale Argument, wäre der ungleichen Abschöpfung der 
Quasi-Rente eine Kontrollinstanz vorgeschoben, wodurch Humankapitalinvestitionen 
ansteigen und Personalfluktuationen abnehmen würden. 
Ob sich die Effizienzsteigerungsthese jedoch auch empirisch bestätigen lässt, 
behandelt der Beitrag von J. Junkes und D. Sadowski. Auf der Basis der Gegenüber-
stellung von konkurrierenden Theorierichtungen durchforsten die Autoren sechs em-
pirische Untersuchungen und kommen zu einem klaren, wenngleich unbefriedigen-
den Ergebnis: Es gibt keine eindeutigen Hinweise, ob die Mitbestimmung nun effi-
zienzmindernde oder -steigernde Wirkungen hat, wobei die auftretenden Widersprü-
che zwischen den Studien vor allem auf massive methodische Defizite zurückführbar 
sind. Zusätzlich sehen die Autoren ein grundsätzliches Problem in der Analyseper-
spektive der ökonomischen Zunft: Da diese sich allein darauf konzentriert, den Wir-
kungszusammenhang von Mitbestimmung und Effizienz in Abstraktion von den spe-
zifischen Gegebenheiten eines Betriebs zu untersuchen, könnten mögliche intervenie-
rende organisationale Effekte – etwa die Marktstrategie oder das Arbeitsregime – ü-
bersehen werden. Solange diese und weitere situative Bedingungen analytisch unbe-
rücksichtigt bleiben, droht die ökonometrische Angelegenheit zur „Suche nach der 
Stecknadel im Heuhaufen“ (S. 84) zu verkommen. 
Dieser Forderung können Th. Addison, C. Schnabel und J. Wagner nur bei-
pflichten. Zwar zeigen die Autoren unter Verwendung einer standardisierten Unter-
nehmensbefragung, dass die Ertragslage in mitbestimmten Betrieben niedriger als in 
mitbestimmungsfreien Betrieben ist, während umgekehrt die durchschnittliche Lohn-
Industrielle Beziehungen, 8. Jg., Heft 4, 2001  467 
 
höhe in Betrieben mit Betriebsrat höher als in betriebsratsfreien Betrieben ausfällt. 
Jedoch melden die Autoren selbst Zweifel an der Interpretationskraft ihrer Ergebnisse 
an. Denn erstens erlauben die verwendeten Querschnittsdaten keine Kausalaussagen, 
etwa nach dem Motto: Betriebsräte verursachen sinkende Ertragslagen. Und zweitens 
sehen sie die Existenz eines Betriebsrats zu Recht als dürftigen Indikator an, weil die-
ser vom Einfluss des tatsächlichen Verhandlungsverhaltens der Betriebsparteien ab-
strahiert. So erscheint folgerichtig, dass die Autoren für mehr Interdisziplinarität in 
der Mitbestimmungsforschung plädieren, wobei sie sich eine Kombination aus öko-
nometrischen Studien mit jenen soziologisch-qualitativen Analysen vorstellen, die 
weiter unten im dritten Abschnitt besprochen werden. 
Einem Teil jener situativen Bedingungen auf die Schliche zu kommen, die über 
die Wirkungsweise der Mitbestimmung entscheiden können, ist das Anliegen des 
zweiten Bands der Mitbestimmungskommission, der von W. Streeck und N. Kluge 
unter dem Titel „Mitbestimmung in Deutschland. Tradition und Effizienz“ vorgelegt 
wurde. Anders als im ersten, einzelwirtschaftlich orientierten Band geht es in den so-
ziologischen Beiträgen des zweiten Bands um die Frage, welchen Einfluss die Mitbe-
stimmung auf die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft besitzt. Ne-
ben einem sehr thesenhaft geratenen historischen Aufsatz von W. Abelshauser um-
fasst der Band zwei institutionentheoretische Beiträge. Die US-amerikanischen Poli-
tikwissenschaftler C. Theelen und L. Turner zeigen in einem international verglei-
chenden Aufsatz, dass in den G-7-Ländern das Interesse an verlässlichen Verhand-
lungspartnern auf der betrieblichen Ebene allgemein im Wachsen begriffen ist. Dies 
deshalb, weil der vorherrschende Trend zur Dezentralisierung von Kollektivverhand-
lungen auf verpflichtungsfähige repräsentative Akteure auf der betrieblichen Ebene 
angewiesen ist. Da diese Bedingung in den meisten Ländern aus unterschiedlichen 
Gründen nicht gegeben ist, sehen die Autoren den deutschen Dualismus von Tarif-
ebene und betrieblicher Mitbestimmung als modellhaft dafür an, um die Dezentrali-
sierungsprobleme zumindest ansatzweise lösen zu können. Zugleich jedoch heben sie 
hervor, dass die deutsche Mitbestimmung bislang gut funktioniert habe, weil sie eben 
nicht mit Lohnverhandlungen belastet war. Ob sich das kooperative Verhandlungs-
system deshalb zukünftig in ein gegnerschaftliches umkehren würde, wie die Autoren 
(S. 196) vermuten, sollte angesichts fehlender empirischer Evidenz vorläufig als in-
formierte Spekulation angesehen werden. 
In einem ebenfalls vergleichenden Beitrag vertritt A. Sorge die These, dass die 
deutsche Mitbestimmung Teil eines spezifisch „monolithischen“ Betriebsmodells sei, 
dessen Ursprünge sich auf die ständische Gesellschaftsordnung des 17. und 18. Jahr-
hunderts zurückführen lassen. Zu seinen Eigenheiten zählen etwa eine flache Auf-
bauorganisation, eine über Berufe definierte betriebliche Statusordnung, außerordent-
lich inkludierte Arbeitsbeziehungen sowie eine qualitätsorientierte Nischenprodukti-
on, in der sich handwerkliche Traditionen mit analytischer Fertigungsorganisation 
paaren. Aufgrund der Verwobenheit von Mitbestimmung und monolithischem Be-
triebsmodell kommt der Autor zu dem Schluss, dass direkte ökonomische Effekte der 
Mitbestimmung als eher gering einzuschätzen sind. Vielmehr wirke sie indirekt, in-
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dem sie die konfliktlose und breite Durchsetzung von top-down-Entscheidungen för-
dere, wie etwa die über arbeitsorganisatorische Innovationen. 
Ziehen wir ein erstes Fazit: Betrachtet man allein die ökonometrischen Untersu-
chungen des ersten Kommissionsbands, so zeigen sich Hinweise darauf, dass die 
Einbeziehung von spezifischen organisationalen Merkmalen der untersuchten Betrie-
be dazu beitragen könnte, den Zusammenhang von Effizienz und Mitbestimmung ge-
nauer zu bestimmen. Und nimmt man die vergleichenden Ausführungen des zweiten 
Mitbestimmungsbandes hinzu, so lässt sich vermuten, dass die Mitbestimmung mög-
licherweise auch auf einzelbetrieblicher Ebene effizienzfördernd sein kann, wenn sie 
in ein Arbeitsmodell mit flacher Hierarchie, berufsgruppenbezogener Statusordnung 
und flexibler Qualitätsproduktion integriert ist. Obschon es ohne Zweifel gewagt ist, 
Vermutungen über Zusammenhänge auf der Makroebene auf die einzelbetriebliche 
Ebene zu übertragen, wäre die Prüfung dieser Thesen dennoch ein lohnenswertes in-
terdisziplinäres Unterfangen. 
2.  Mitbestimmung und Demokratieverlust 
Dass die Mitbestimmung einstmals als prototypisches Mittel zur Durchsetzung 
industrieller Bürgerrechte angesehen wurde, ist in den letzten zehn Jahren fast in 
Vergessenheit geraten. Tatsächlich scheinen die Zeiten vorbei, als sich Mitbestim-
mungsforscher über alle Disziplingrenzen hinweg damit beschäftigten, die normati-
ven Implikationen gesetzlicher Beteiligungsnormen empirisch abzuschätzen und Stra-
tegien zur weiteren Demokratisierung der Arbeitsbeziehungen zu entwickeln. 
Gleichwohl ist mit dem „Ende der Utopien“ diese Forschungstradition nicht vollends 
zu Grabe getragen worden. Sie besteht weiter, wenngleich in gewissermaßen restau-
rativer Form: Wer heute Mitbestimmungsforschung in gesellschaftspolitischer Ab-
sicht betreibt, fragt in der Regel danach, wie man die Idee des industriellen Bürger-
rechts aufrecht erhalten kann, wenn zugleich ein entgrenzter Wettbewerb und neue 
gesellschaftliche Spaltungen drauf und dran sind, ihr das Wasser abzugraben. 
Eine erste Annäherung an diese Frage kann man erhalten, wenn man den von 
Th. Breisig 1999 herausgegebenen betriebswirtschaftlichen Band „Mitbestimmung – 
Gesellschaftlicher Auftrag und ökonomische Ressource“ zur Hand nimmt. Bereits der 
Blick ins Inhaltsverzeichnis offenbart, dass hier überwiegend Autorinnen und Auto-
ren versammelt sind, die die Mitbestimmung in ihrer gegenwärtigen Konstitution 
kaum für zukunftsfähig halten. Neben einigen originellen Beiträgen etwa von G. 
Schanz über die japanischen Arbeitsbeziehungen oder von G. Krell über das Verhält-
nis von Geschlecht und Mitbestimmung scheinen mir besonders zwei Aufsätze er-
wähnenswert. W. Oechsler argumentiert in einem managementtheoretischen Beitrag, 
dass die repräsentative Mitbestimmung eine betriebliche Führungsstruktur voraus-
setzt, die gegen Ende der 1990er Jahre nicht mehr existent sei. Das hierarchische Ver-
tretungsprinzip der Mitbestimmung entspreche funktional der bürokratischen Organi-
sation der fünfziger Jahre, in denen stabile und relativ berechenbare Märkte gute Be-
dingungen für formalisierte Verhandlungen abgaben. Demgegenüber sei das gegen-
wärtige Organisationsprinzip von chaotischen und dezentralen Entscheidungsprozes-
Industrielle Beziehungen, 8. Jg., Heft 4, 2001  469 
 
sen geprägt, die in ihrer Sprunghaftigkeit kaum Raum lassen für Kollektivverhand-
lungen, die auf Verbindlichkeit und Langfristigkeit von Entscheidungen angewiesen 
sind. Um die Mitbestimmung zu retten, plädiert der Autor vor allem für eine Aufga-
benverschiebung zwischen Tarif- und Betriebsebene. Dabei sollte der Tarifvertrag 
Bandbreiten für die Gestaltung von Entgelt- und Arbeitsbedingungen festlegen, die 
von den Betriebsparteien anschließend nachverhandelt würden. Konsequenterweise 
setzt der Autor jedoch als Bedingung, dass die Betriebsräte umfassende Rechte zum 
Einblick in die Ertragslage des Betriebs, ein Mitentscheidungsrecht bei der Personal-
planung sowie bei der Pflege des internen Arbeitsmarkts erhalten müssen. 
Zu der von Oechsler formulierten Diagnose gelangt auch der Beitrag von K. 
Bartölke und S. Kiunke. Die Autoren sehen die Mitbestimmung durch zwei zeitglei-
che Trends der Reorganisation von Arbeit gefährdet: Während der Trend zur „Implo-
sion“ die Rückführung von Aufgaben und Kompetenzen aus der Vorgesetztenlinie zu 
den ausführenden Beschäftigten zum Gegenstand habe, würden im „Explosionstrend“ 
vormals betriebliche Aufgaben an Werkvertrags- oder Subunternehmer externalisiert. 
Implosionen stellen den Betriebsrat vor das Dilemma, sich entweder auf das „Co-
Management“ von Reorganisationen einzulassen, was jedoch die Aneignung umfang-
reicher Fachkompentenz voraussetze. Oder er lehnt die Beteiligungsofferten des Ma-
nagements ab, womit er sich in einen potentiellen Interessenkonflikt mit jenen Be-
schäftigten begäbe, die vom Autonomiezuwachs profitieren würden. Im Hinblick auf 
den Explosionstrend sehen die Autoren vollends schwarz für die Mitbestimmung, da 
die überkommenen Mitbestimmungsregelungen für den faktisch abhängig arbeiten-
den Personenkreis keine Anwendung finden. Zwei Maßnahmen wären nach Ansicht 
von Bartölke/Kiunke jedoch geeignet, um die Aushöhlung der Mitbestimmung zu 
stoppen: Erstens die verbindlich geregelte Beteiligung des Betriebsrats bereits in frü-
hen Phasen der Entscheidungsvorbereitung von Reorganisationen – und nicht erst in 
letzten Phase der Annahme oder Ablehnung fertiger Managementkonzepte. Und 
zweitens die Ausdehnung des Geltungsbereichs des Betriebsverfassungsgesetzes auch 
auf Scheinselbständige und andere faktisch vom Betrieb abhängige Erwerbspersonen. 
Bringt man den Grundtenor des Sammelbands auf den Punkt, so sind es betrieb-
liche Reorganisationen, die die demokratische Teilhabe in Wirtschaftsorganisationen 
unmittelbar aushöhlen. Trotz ihrer Plausibilität sind zugleich Zweifel an der Gültig-
keit der These anzumelden. So scheinen die Autoren davon auszugehen, dass Struk-
turänderungen in der ökonomischen Umwelt des Betriebs einen Reorganisationsau-
tomatismus in Gang setzen, an dessen Ende die Erosion der Mitbestimmung stünde. 
Demgegenüber haben eine Reihe von soziologischen und historischen Arbeiten zei-
gen können, dass sich die deutsche Mitbestimmung in ihrer fünfzigjährigen Konflikt-
geschichte bislang mehr als einmal als flexibel genug erwiesen hat, sich veränderten 
Umweltbedingungen anzupassen, ohne dabei viel von ihrem demokratischen Gehalt 
einzubüßen. Besonders zwei neu erschienene Sammelbände bieten zahlreiche Hin-
weise dafür, dass Reorganisationen in recht stabile soziokulturelle und historische 
Verhandlungsmuster zwischen Betriebsrat und Geschäftsleitung eingebettet sind, und 
sie deshalb auch kooperativ verhandelt würden. 
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Blicken wir also in den von H. G. Nutzinger 1999 herausgegebenen Band über 
die „Perspektiven der Mitbestimmung“, der neben zwei Abschnitten zur mittelosteu-
ropäischen Transformation und zur europäischen Einigung eine Reihe von sozialhis-
torisch informierten Beiträgen zur Mitbestimmung enthält: H.-J. Bieber zum Verhält-
nis von Industrialisierung und Mitbestimmung, M. Funder mit einem Überblick zur 
soziologischen Mitbestimmungsforschung, F. Fürstenberg mit einer Funktionsanaly-
se der bundesdeutschen Mitbestimmungsgeschichte sowie W. Müller-Jentsch mit ei-
ner Analyse ihrer politischen Konfliktgeschichte. All diesen Beiträgen ist eine das 
bisherige Krisenszenario relativierende These zu entnehmen: Demnach scheint es ih-
rer sozialintegrativen Konstruktion geschuldet, dass die Mitbestimmung sowohl hef-
tige Auseinandersetzungen um ihre institutionelle Form als auch bisherige wirtschaft-
liche Umbrüche unbeschadet überstanden hat, weshalb vermutet werden kann, dass 
sie dies auch in Zukunft leisten wird. Warum dies so sei, zeigen besonders die Beiträ-
ge von Fürstenberg und Müller-Jentsch.  
Nach Fürstenberg weist die Mitbestimmung drei Funktionen auf: Erstens ist sie 
ein „soziotechnisches“ Problemlösungsmodell, dessen abgestufte Beteiligungsrechte 
dem Demokratieanspruch der Beschäftigten als auch der Handlungsfähigkeit des Be-
triebs auf dem Markt Rechnung trägt. Zweitens hat sie dazu beigetragen, die sozial-
kulturelle Bindung der Beschäftigten an „ihren“ Betrieb zu festigen sowie gleichzei-
tig das Bild des Managements von einer idealen Unternehmensführung zu demokrati-
sieren. Und drittens hat der ihr innewohnende Kompromisszwang dazu geführt, auf-
tretende Verhandlungskosten für das Management berechenbar zu machen. Vor die-
sem Hintergrund schreibt Fürstenberg der Mitbestimmung zukünftig das Potential zu, 
die Ausweitung von Partizipation auf der Ebene der Arbeitsausführung vorantreiben 
zu können, etwa in Form von selbstbestimmter Gruppenarbeit. Weiterhin besitze sie 
die Fähigkeit, mittels verhandelter Flexibilisierung von Arbeitsbedingungen (v.a. der 
Arbeitszeit) einen Beitrag zur Senkung der Arbeitslosigkeit leisten zu können. 
Darüber hinaus macht der Beitrag von Müller-Jentsch plausibel, dass die Mitbe-
stimmung auch faktisch in der Lage sei, sich an veränderte Umweltbedingungen an-
zupassen, um den von Fürstenberg erwähnten Problemlagen entgegenzuwirken. Mül-
ler-Jentsch zufolge ist die Leistungsfähigkeit der Mitbestimmung jedoch nicht von 
jener der Tarifautonomie zu trennen: Was die letztere nach dem Muster des Vertei-
lungskampfes vorverhandelt, wird von der ersteren integrativ, unter Ausschluss offe-
ner Kampfmaßnahmen konkretisiert. Diese den rheinischen Kapitalismus bislang 
prägende Arbeitsteilung sah sich jedoch oftmals Widerständen aus Unternehmen und 
Gewerkschaften ausgesetzt, die beiderseits versuchten, den ihnen jeweils missliebi-
gen Teil der Mitbestimmung zu umgehen. Dass daraus nichts wurde, ist einem Jahr-
zehnte währenden kollektiven Lernprozess zu verdanken, in dem die Konfliktpartner 
lernen mussten, Mitbestimmung als ihren jeweiligen Interessen dienlich zu interpre-
tieren. Gerade ihr „intermediärer Charakter“, die Fähigkeit nämlich, beiden Seiten 
gleichermaßen nützlich sein zu können, begründet den Erfolg der Mitbestimmung. 
Auch der von J. Abel und H.-J. Sperling editierte Sammelband über „Umbrüche 
und Kontinuitäten“ in den Arbeitsbeziehungen scheint die These von der Anpas-
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sungsfähigkeit des deutschen Repräsentativmodells zu bestätigen. Neben den theore-
tisch-begrifflichen Abhandlungen von M. Funder, A. Hauser-Ditz und N. Kluge, G. 
Leminsky sowie L. Pries sind es besonders die empirischen Beiträge von B. Seitz und 
H. Seifert, die die Fähigkeit der Mitbestimmungsakteure betonen, Reorganisations- 
und Flexibilitätsanforderungen kooperativ zu verarbeiten.  
So teilt B. Seitz auf der Basis einer standardisierten Befragung von Betriebsräten 
in kleinen und mittleren Maschinenbaubetrieben mit, dass arbeitsorganisatorische 
Reorganisationen überwiegend im Rahmen der Mitbestimmung verhandelt wurden. 
So berichten zwei Drittel der Betriebsräte, dass ihre Arbeit durch Maßnahmen der di-
rekten Partizipation eher Entlastung denn Beschränkung erfahre. Auch der hohe 
Verbreitungsgrad an Betriebsvereinbarungen über innovative Arbeitszeitmodelle lässt 
auf eine anhaltende Funktionsfähigkeit der betrieblichen Mitbestimmung schließen. 
Ins gleiche Horn stößt der Beitrag von H. Seifert, der ebenfalls im Rahmen einer 
standardisierten Betriebsrätebefragung Ausmaß und Inhalte von betrieblichen „Bünd-
nissen zur Beschäftigungssicherung und Wettbewerbsstärkung“ (BBW) untersucht. 
Während im Vordergrund der BBWs Vereinbarungen zur Flexibilisierung der be-
trieblichen Arbeitszeit und zu arbeitsorganisatorischen Einzelmaßnahmen stünden, 
würden Verhandlungen über Entlohnungsfragen eine untergeordnete Rolle spielen. 
Der Autor schlussfolgert, dass betriebliche Bündnisse weder kurzfristige Reaktionen 
auf drohenden Personalabbau darstellten noch die Tarifautonomie aushebelten. Auf-
grund ihres Positivsummenspiel-Charakters sind sie vielmehr Ausdruck eines betrieb-
lichen Politikstils, der von wechselseitiger Verantwortungsübernahme geprägt sei. 
Fassen wir die Ergebnisse des demokratietheoretischen Zweigs der Mitbestim-
mungsforschung zusammen, so fällt das Bild auf den ersten Blick zwiespältig aus. 
Die von Breisig editierten betriebswirtschaftlichen Beiträge stützen die These, dass 
betriebliche Flexibilisierungs- und Dezentralisierungsmaßnahmen die demokratische 
Teilhabe der Beschäftigten bedrohen. Um diesem Trend entgegenzuwirken, plädieren 
die Autoren für Änderungen der Mitbestimmungsstruktur, also für die Anpassung der 
Gesetze. Demgegenüber verweisen die von Nutzinger und von Abel/Sperling heraus-
gegebenen soziologischen Bände auf den empirisch gesättigten Befund, dass sich das 
historisch eingeschliffene kooperative Verhandlungsmuster zwischen Management 
und Betriebsrat bisher auch unter den neueren Anforderungen organisatorischer Re-
organisation als funktionsfähig erweist. Diese Funktionsfähigkeit bleibe weiterhin be-
stehen, vorausgesetzt, die Interessenvertreter der Beschäftigten begreifen die neuen 
Anforderungen auch als verhandlungsfähig und demonstrieren entsprechenden Ge-
staltungswillen. 
Auf den zweiten Blick kann man sich jedoch des Eindrucks nicht erwehren, dass 
der Widerspruch zwischen den beiden Prognosen auf unterschiedliche disziplinäre 
Herangehensweisen zurückführbar ist. Während die Vertreter der Betriebswirtschafts-
lehre ihre Schlussfolgerungen allein auf der Basis von theoretischen Analysen des or-
ganisatorischen Wandels fällen, basieren die Einschätzungen der soziologischen Ver-
treter mehrheitlich auf empirischen Analysen von typischen Mustern des Verhand-
lungsverhaltens. Welche der beiden Prognosen nun des Pudels Kern besser trifft, lässt 
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sich vor allem deshalb schwer beantworten, weil beide Erklärungswege jeweils nur 
eine Seite der Medaille abbilden. Ein präziseres Bild der Funktionsfähigkeit des Mit-
bestimmungssystems ließe sich möglicherweise dann realisieren, wenn man Organi-
sationsstruktur und Verhandlungsverhalten im interdisziplinären Zugriff untersuchen 
würde. Dabei läge die wirtschaftswissenschaftliche Kompetenz beispielsweise in der 
Beschreibung veränderter marktlicher Umweltzustände sowie von betrieblichen Re-
organisations- und Flexibilisierungskonzepten. Demgegenüber bestünde die soziolo-
gische Aufgabe vor allem darin, auf empirischem Wege die Verarbeitung der ökono-
mischen Veränderungen durch das betriebliche Verhandlungssystem zu erklären. 
3.  Das Varianzproblem des Mitbestimmungshandelns 
„Mitbestimmungsrecht ist nicht gleich Mitbestimmungspraxis“; so könnte man 
den zentralen Leitsatz jenes Forschungszweigs in der Mitbestimmungsforschung zu-
sammenfassen, der sich mit der empirischen Vielfältigkeit von betrieblichen Ver-
handlungssystemen beschäftigt. Gemeint ist die Einsicht, dass das geltende Mitbe-
stimmungsrecht keinen bestimmten Verhandlungstyp, sondern allenfalls eine Band-
breite unterschiedlicher Typen nahe legt. Ausgehend von dieser Erkenntnis ist es das 
Ziel dieses vorwiegend soziologischen Forschungszweigs, die Varianz der Verhand-
lungstypen empirisch zu erfassen und zugleich Ursachen für die verschiedenen Aus-
prägungen zu benennen. 
Im Rahmen einer 1998 erschienenen Studie zur Entwicklung von betrieblichen 
Lohnsystemen in österreichischen Betrieben stellen D. Eckhardstein, A. Janes, K. 
Prammer und T. Wildner drei „Muster betrieblicher Kooperation zwischen Manage-
ment und Betriebsrat“ vor. Ausgehend von der Annahme, dass sich Unterschiede in 
der Form eines Verhandlungssystems auch in den verhandelten Ergebnissen festma-
chen lassen müssen, führen die Autoren überwiegend offene Interviews mit Vertre-
tern des Managements und des Betriebsrats aus insgesamt sechs Betrieben durch. Im 
Ergebnis erhalten sie mit dem „Co-Management“-, dem „Experten“- und dem „Zwei-
Parteien-Modell“ drei Typen, die sie unter anderem anhand der Zielsetzungen und 
des Selbstverständnisses der Akteure sowie ihrer Stellung zu den jeweiligen Interes-
senverbänden unterscheiden. Während das Co-Management-Modell vor allem durch 
Übereinstimmung über betriebliche Effizienzziele, eine konsensuale Verhandlungs-
kultur, hohe Gemeinschaftsorientierung und Distanz zu den Verbänden gekennzeich-
net ist, lässt sich das Experten-Modell durch den Glauben der Verhandlungsparteien 
an die Eindeutigkeit technischer Lösungen, durch versachlichte Verhandlungen, fach-
lich-hierarchische Orientierungen und fachbezogene Verbandskontakte beschreiben. 
Demgegenüber zeichnet sich das Zwei-Parteien-Modell durch den klassischen Inte-
ressengegensatz zwischen Arbeit und Kapital, konfliktreiche Verhandlungen, Null-
summen-Orientierungen und zumindest auf Betriebsratsseite durch eine enge Ver-
bandsbindung aus. 
Jedoch scheint es den Autoren nur bedingt zu gelingen, die empirische Band-
breite des Mitbestimmungshandelns einzufangen. Dies liegt vor allem am zu kleinen 
Betriebssample von nur sechs Betrieben, das in größerer Form sicher weitere Ver-
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handlungssysteme ans Licht gebracht hätte. Zudem wird es ein Geheimnis der Auto-
ren bleiben, warum sie ihrer eigenen Einsicht, dass nur die Untersuchung der „Einbet-
tung des Verhandlungssystems in seine innere und äußere Umwelt“ (S. 41) Auf-
schluss über seine Funktionsweise geben könne, selbst nicht Folge leisten. Deshalb 
erfährt der Leser auch nichts über mögliche organisationsstrukturelle Hintergründe, 
die die Einstellungen der Betriebsparteien und damit das Verhandlungssystem als 
Ganzes beeinflussen könnten. 
Demgegenüber steht die von A. Bosch, P. Ellguth, R. Schmidt und R. Trinczek 
1999 publizierte Studie über „Betriebliches Interessenhandeln“ auf breiterer empiri-
scher Basis. Ziel der Forschergruppe war es, die empirische Varianz unterschiedlicher 
betriebspolitischer Austauschformen mit Hilfe qualitativer Fallstudien einzufangen. 
Dazu wurden in 32 Betrieben insgesamt 92 offene Interviews mit Vertretern der bei-
den Betriebsparteien geführt. Die Autoren gehen zunächst davon aus, dass sich in je-
dem Betrieb eine „politische Kultur“, d.h. ein von Betriebsrat und Management 
gleichsam anerkanntes, typischerweise informelles Regelwerk ausbildet, das durch 
die Befriedung bestimmter betriebspolitischer Konfliktarenen zur beiderseitigen Re-
duktion von Unsicherheit beiträgt. Anhand von fünf Dimensionen erarbeitet die For-
schergruppe eine Typologie von insgesamt sechs Verhandlungssystemen: (1) Kon-
fliktorische Interaktion, (2) interessenbetonte Kooperation, (3) integrationsorientierte 
Kooperation, (4) harmonistischer Betriebspakt, (5) patriarchalische Betriebsfamilie 
und (6) autoritär-hegemoniales Regime. 
Obschon das Autorenteam, anders als Eckhardstein und Kollegen, einen explizit 
theoretischen Bezugsrahmen für ihre Typologie wählt, sind die Ergebnisse überwie-
gend nur deskriptiver Art. Zwar zeigt die Studie detailreich, dass es empirisch fest-
stellbare Unterschiede in den Verhandlungsmustern gibt, und dass diese zumindest 
teilweise auf spezifische Einstellungen der Befragten zurückführbar sind. Wodurch 
genau die Differenzen zwischen den Verhandlungssystemen erklärt werden können, 
erfährt der interessierte Leser nicht. Allein der sicher richtige Hinweis der Autoren 
auf die Beharrungskräfte einer einmal entstandenen betriebspolitischen Kultur scheint 
dieses Problem jedenfalls nicht zu lösen. 
Insgesamt erscheint also wenig plausibel, warum die Gruppe um Eckhardstein 
als auch das Team von Schmidt/Trinczek auf den soziologisch basalen Versuch ver-
zichten, nach Zusammenhängen zwischen den betriebspolitischen Verhandlungssys-
temen und möglichen Struktureffekten auf der Ebene der Organisation oder der Or-
ganisationsumwelt zu suchen. Genau dieser Frage geht hingegen die 1997 erschiene-
ne Dissertation über „Industrielle Beziehungen im kulturellen Zusammenhang“ von 
Th. Cleff nach. In einer international vergleichenden Studie fragt der Autor, ob sich 
nationale Kulturen in unterschiedlicher Weise auf die individuellen Einstellungen zur 
Mitbestimmung im jeweiligen Land auswirken. Empirische Basis ist eine standardi-
sierte Befragung von 543 Beschäftigten eines metallverarbeitenden Konzerns, die 
sich auf acht nationale Standorte (sieben europäische Länder sowie die USA) vertei-
len. Die empirische Analyse zeigt, dass die Beschäftigten in Ländern mit rechtlich 
weitreichend fixierter Mitbestimmung höhere Ansprüche an die Mitbestimmungsin-
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stitutionen stellen als jene in Ländern mit geringerer formaler Teilhabe. Zudem zeigt 
der Autor, dass die Beschäftigten in Deutschland und Schweden durchschnittlich hö-
here Rechte der Arbeitnehmervertretungen wahrnehmen als ihre Kollegen in den ro-
manischen Ländern. Die geringsten Rechte nehmen Beschäftigte in Großbritannien, 
der Türkei und den USA wahr. 
Die Ursachen dieser Unterschiede in der Wahrnehmung und Beurteilung der ge-
setzlichen Mitbestimmung führt Cleff auf unterschiedliche nationale Kulturtypen zu-
rück. Demnach weisen Länder mit „kollektivistischen“ Einstellungen höhere Präfe-
renzen gegenüber dem Repräsentativvertretungsprinzip auf, während sich „individua-
listische“ Kulturen durch höhere Präferenzen gegenüber direkten Formen der Interes-
senvertretung auszeichnen. Die geringsten Erwartungen weisen Beschäftigte mit „fa-
talistischen“ Einstellungen auf. Cleff schlussfolgert deshalb, dass die bestehenden na-
tionalen Rechtssysteme, die den gemeinsamen kulturellen Normbestand widerspie-
geln, die Erwartungshaltungen gegenüber der Mitbestimmung entscheidend vorstruk-
turieren (S. 247). Leider kann der Autor für seine zentrale These keinen hinreichend 
überzeugenden Beleg liefern. So leuchtet z.B. kaum ein, warum aus der Vielzahl von 
möglichen Elementen einer nationalen Kultur (man denke etwa an den großen Be-
reich von Wertvorstellungen über soziale Ungleichheit oder soziale Interaktionsre-
geln) allein das Recht als maßgebliche erklärende Größe für die Einstellungen der 
Beschäftigten ausgewählt wurde. Da der Autor darauf verzichtet, die Beziehung zwi-
schen Recht und Kultur näher zu bestimmen, sollten die vorgelegten Ergebnisse – 
nicht zuletzt aufgrund des recht schmalen Samples von nur einem Betrieb pro Nation 
– mit Zurückhaltung interpretiert werden. 
Im Unterschied zu den bisher besprochenen Arbeiten stellt die folgende Studie 
nicht die Form des betrieblichen Verhandlungsmusters oder darauf bezogene Einstel-
lungen, sondern die faktische Intensität der Mitbestimmung in den Mittelpunkt. Die 
2001 erschienene sozialpsychologische Dissertation von O. Gaedecke über „Indus-
trielle Beziehungen in Veränderung“ geht vor allem der Frage nach, welchen Einfluss 
betriebsstrukturelle und betriebskulturelle Faktoren auf die Betriebsratsmitbestim-
mung haben. Auf der Basis einer standardisierten Befragung von 136 Betriebsratsver-
tretern kommt der Autor zu dem Schluss, dass unter den betriebskulturellen Faktoren 
kooperatives Verhandlungsverhalten und die Partizipationskompetenz der Betriebsrä-
te die stärksten positiven Effekte auf die Mitbestimmungsintensität besitzen, während 
von den strukturellen Faktoren die Unternehmensgröße, flache Hierarchien sowie die 
hohe Qualifikationsstruktur der Beschäftigten mitbestimmungssteigernde Wirkungen 
aufweisen. Demgegenüber hat das Ausmaß der Konfliktbereitschaft des Betriebsrats 
keine Auswirkung auf die Mitbestimmungsintensität. 
Fassen wir die Ergebnisse der neueren Arbeiten zur Varianz des Mitbestim-
mungshandelns zusammen, so sehen wir, dass von einem deutschen Modell der Mit-
bestimmungspraxis offensichtlich nur in einem sehr idealtypischen Sinne gesprochen 
werden kann. Trotz verschiedener inhaltlicher Schwerpunktsetzungen und methodi-
scher Defizite zeigen die Arbeiten eine Bandbreite betrieblicher Verhandlungssyste-
me auf, die von klassenkämpferischer Gegnerschaft bis zu harmonischer Zweifaltig-
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keit alles an denkbaren Sozialformen bieten kann. Diese Erkenntnisse basieren we-
sentlich auf einem primär organisationstheoretischen Problemzugang, der die Beson-
derheiten des einzelnen Betriebs in den Vordergrund der Analyse stellt.  
Doch wo viel Licht, da ist auch Schatten: Forschungsdefizite liegen im wesentli-
chen dort, wo die Studien die Kontingenz von Verhandlungssystemen überbetonen 
und damit die Frage nach der sozialen Strukturiertheit des Mitbestimmungshandelns 
aus dem Blick verlieren. Weiterhin erscheint unbefriedigend, dass drei von vier Stu-
dien keine Ursachen für die Varianz der Folgen des Mitbestimmungshandelns geben 
können. Um diese Frage zu klären, sind wir wieder auf die eingangs erwähnten Ar-
beiten zum Effizienzproblem verwiesen, womit sich der Kreis der Mitbestimmungs-
forschung gewissermaßen schließt. 
4.  Der Organisationsforschung eine Chance 
Allen Unkenrufen zum Trotz erfreut sich die Mitbestimmung eines anhaltenden 
Forschungsinteresses. In Theorie wie Praxis weitgehend entideologisiert, in ihrer so-
zialintegrativen Funktion anhaltend stabil und zugleich von neuen ökonomischen 
Entwicklungen herausgefordert, kann dieser Literaturdurchgang jedenfalls keine An-
zeichen nachlassenden wissenschaftlichen Interesses an der Mitbestimmung feststel-
len. Um vielerlei Fakten zum Partizipationsgeschehen bereichert, möchte ich deshalb 
abschließend ein Fazit zur Zukunft der Mitbestimmungsforschung ziehen, indem ich 
die eingangs formulierte These über die Notwendigkeit zur Interdisziplinarität wieder 
aufgreife und einige vorläufige Schlussfolgerungen formuliere. Wie wir sehen konn-
ten, geht die neuere Mitbestimmungsforschung im wesentlichen drei Fragestellungen 
nach: (1) der Beziehung zwischen Mitbestimmung und Effizienz; (2) den Auswir-
kungen des soziökonomischen Wandels auf die industrielle Demokratie; und (3) dem 
Problem der empirischen Varianz von betrieblichen Verhandlungssystemen. Dabei 
fiel auf, dass in jedem der drei Bereiche konzeptionelle Defizite bestehen, die – so 
meine These – im Rahmen einer interdisziplinären Zusammenarbeit überwunden 
werden könnten: 
 Während die von organisationalen Merkmalen abstrahierenden ökonometrischen 
Arbeiten der Mitbestimmung nur geringe Effizienzeffekte nachweisen können, 
legen die international vergleichenden soziologischen Arbeiten eine nach Ab-
satzstrategie oder Organisationsmodell differenzierende Analyseperspektive 
nahe. 
 Während die betriebswirtschaftlich-konzeptionellen Arbeiten Erosionstendenzen 
der Mitbestimmung infolge betrieblicher Reorganisation behaupten, legen sozio-
logisch-empirische Studien deren Verarbeitungsfähigkeit im bestehenden Insti-
tutionensystem nahe. 
 Während die soziologischen und sozialpsychologischen Arbeiten zum Varianz-
problem die empirische Unterschiedlichkeit von Verhandlungssystemen beto-
nen, können sie die Frage nach ihrer sozialen Strukturiertheit und den Folgen 
des Mitbestimmungshandelns nicht beantworten. 
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Vieles deutet also darauf hin, dass insbesondere Soziologie und Wirtschaftswis-
senschaften als die derzeit wichtigsten Fächer in der Mitbestimmungsforschung in ei-
ner interdisziplinären Zusammenarbeit einiges voneinander lernen können. Allerdings 
stellt sich dabei erstens die Frage, in welchem gemeinsamen Forschungsrahmen diese 
Zusammenarbeit stattfinden könnte. Insbesondere die Defizite der Arbeiten zum Effi-
zienz- und zum Varianzproblem haben Hinweise darauf gegeben, dass die Organisa-
tionsforschung einen geeigneten Kandidaten für die interdisziplinäre Zusammenarbeit 
in der Mitbestimmungsforschung abgeben könnte. Dabei würde es beispielsweise 
darum gehen, auf der Mesoebene der Organisation theoretische Sätze über die Wir-
kung von verschiedenen Typen von Verhandlungssystemen auf die Intensität der de-
mokratischen Teilhabe oder auf Effizienzmaße wie Rentabilität oder Produktivität zu 
postulieren. Diese Hypothesen könnten anschließend separat für jede Organisation 
eines Untersuchungssamples empirisch geprüft werden. Diese organisationszentrierte 
Vorgehensweise würde gewährleisten, eine Vielzahl von möglichen Erklärungsfakto-
ren im Umfeld des betrieblichen Verhandlungssystems zu erfassen, die im Rahmen 
des Vergleichs von Aggregatdaten auf Branchen- oder Nationenebene aus dem Blick 
geraten. Dazu gehören (1) handlungsbezogene Faktoren wie kollektive Einstellungen 
und Wissensbestände sowie typische Verhandlungssysteme, (2) organisationsstruktu-
relle Faktoren wie das betriebliche Arbeits- und Produktionssystem und die innerbe-
triebliche Statusordnung, sowie (3) umweltbezogene Faktoren wie die betrieblichen 
Produkt-Marktstrategien sowie Arbeits- und Absatzmarktlagen. 
Fragt man zweitens nach der Intensität der interdisziplinären Zusammenarbeit, 
so sind von wechselseitiger Information der Disziplinen bis hin zur integrierten Theo-
riebildung sicherlich verschiedenartige Grade denkbar, deren Wahl nicht vom grünen 
Tisch, sondern anhand der konkreten Fragestellung zu treffen wäre. Geht man zu-
nächst von einer eher zurückhaltenden Lesart von Interdisziplinarität aus, nach der 
eine Disziplin einen Beitrag zur Weiterentwicklung des Erkenntnisstands in der je-
weiligen Kooperationsdisziplin zu leisten hätte, so wären im Falle einer Kooperation 
zwischen Soziologie und Wirtschaftswissenschaften jeweils zwei Aufgaben ablesbar. 
So könnte der wirtschaftswissenschaftliche Beitrag darin bestehen, Indikatoren be-
reitzustellen, die geeignet sind, die Marktlage, den vorherrschenden Reorganisations-
typ oder die ökonomische Performanz des Betriebs empirisch abzubilden. Diese Indi-
katoren könnten dann in soziologischen Untersuchungen dazu eingesetzt werden, um 
die Ursachen unterschiedlicher Verhandlungssysteme zwischen Betriebsrat und Ma-
nagement zu ermitteln. Demgegenüber könnte der Beitrag der Soziologie darin lie-
gen, Indikatoren zur Unterscheidung verschiedener Verhandlungssysteme zu entwi-
ckeln, etwa zur Messung der Konflikthaftigkeit eines Verhandlungssystems oder zum 
Ausmaß an demokratischer Teilhabe der Beschäftigten. Diese Indikatoren könnten in 
ökonometrischen Untersuchungen dazu dienen, den Einfluss des konkreten Mitbe-
stimmungshandelns auf die Effizienz des Betriebs zu bestimmen.  
